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Verbreitung ungeprüfter Medikamente, Kriminalität auf 
dem Gebiet des Arbeitsschutzes, Manipulationen mit Auto­
reifen.

2. Wirtschaftskriminalität, die gegen die Bevölkerung 
gerichtet ist: jede Form der Preistreiberei und des Sub­
ventionsschwindels, Mietwucher, Kleinstkreditwucher, Ra­
tenbetrug, unseriöse Werbung, Warenbetrug, Schwindel mit 
der Vergabe von Heimarbeiten, Ausbildungskriminalität

3. Wirtschaftsverbrechen im eigentlichen Sinne: Kartell- 
und Monopolbildung sowie verbrecherische Preisabspra­
chen, unlauterer Wettbewerb, jede Form der Korruption, 
illegaler Kapitaltransfer und Fluchtgeldmanipulationen, 
Titel-, Scheck- und Wechselbetrug, Gründungs- oder Bör­
senmanipulation, Subventionskriminalität, Steuerbetrug in 
allen seinen Formen, Konkurs- und Insolvenzdelikte sowie 
Bilanzierungsbetrug.

Entschieden wandte sich Rabofsky gegen Versuche, die 
Wirtschaftskriminalität als ein „Weltproblem“ darzustellen, 
als ein Phänomen des wissenschaftlich-technischen Fort­
schritts und der „modernen Industriegesellschaft“, als ein 
„natürliches Phänomen im Leben der Gemeinschaft“, das 
unabhängig von Eigentums- und Wirtschaftsverfassung in­
folge eines höheren Grades der technologischen Entwick­
lung und ökonomischen Differenziertheit der Gesellschaft 
auftrete, ein Phänomen, das wert- und klassenneutral sei. 
Er kennzeichnete insbesondere den Versuch bestimmter 
Ideologen als gefährlich und zynisch zugleich, daß be­
stimmte Entwicklungsformen der bürgerlichen Demokratie 
und der sog. Freiheit zu einer höheren Wirtschaftskrimi­
nalität führten, da der Entscheidungsraum des einzelnen 
größer sei.

Rabofsky machte eindringlich darauf aufmerksam, daß 
den Problemen der Wirtschaftskriminalität im Imperialis­
mus, der Aufdeckung ihrer Ursachen, Erscheinungsformen 
und riesigen Schäden in der wissenschaftlichen und poli­
tischen Arbeit größeres Gewicht eingeräumt werden muß. 
Selbst rechtspolitische Programme bürgerlicher Parteien 
könnten angesichts der durch die Wirtschaftskriminalität 
angerichteten Schäden nicht mehr an dieser Erscheinung 
Vorbeigehen. Indes seien die auf Schlagworte reduzierten 
Maßnahmen bürgerlicher Parteien und bescheidene gesetz­
geberische Aktivitäten im ganzen ungeeignet, wesentliche 
Veränderungen herbeizuführen. Deshalb komme es beson­
ders darauf an, die in den Programmen der Kommunisti­
schen Parteien enthaltenen Aufgabenstellungen zum Kampf 
gegen die Kriminalität und besonders gegen die Wirt­
schaftskriminalität nachhaltig zu unterstützen. Das verlange 
u. a., auch rechtswissenschaftliche Resultate zu erarbeiten, 
die als Grundlage für eine wirkungsvolle politische Arbeit 
genutzt werden können. Dieser Aufgabenstellung sollte sich 
auch die Rechtswissenschaft der sozialistischen Länder stär­
ker verpflichtet fühlen.
Dozent Dr. sc. DIETMAR SEIDEh, Berlin

Vereinbarung
mit polnischer Juristenvereinigung
Im Juni 1977 Unterzeichneten in Berlin die Präsidenten 
der VdJ der DDR und der Vereinigung Polnischer Juristen 
(ZPP), Dr. H. Toeplitz und Prof. A. Lopatka, eine Vereinba­
rung über die weitere Zusammenarbeit bis zum Jahre 1980. 
Auf der Grundlage der bisherigen guten Verbindungen wird 
die Zusammenarbeit im Sinne des zwischen der DDR und 
der Volksrepublik Polen am 28. Mai 1977 abgeschlossenen 
Vertrags über Freundschaft, Zusammenarbeit und gegen­
seitigen Beistand weiter vertieft.

Gegenstand der Festlegungen beider zentraler Vorstände 
sind der kontinuierliche Erfahrungsaustausch über die Ar­
beit der Organisationen sowie die wechselseitige Informa­
tion über Entwicklungen auf dem Gebiet von Staat und

Recht, über die rechtspropagandistische Tätigkeit und über 
die Bildungsarbeit. Dazu werden jährlich Konsultationen 
durchgeführt Über aktuelle Themen der Staats- und 
Rechtstheorie sowie über neue Gesetze oder Kodifikationen 
wurde ein verstärkter Austausch von Artikeln vereinbart, 
zur Darlegung grundsätzlicher Probleme werden gegen­
seitig Referenten eingeladen.

Im Interesse eines besseren gegenseitigen Kennenler- 
nens werden in zweijährigem Wechsel Delegationen aus­
getauscht und zu Veranstaltungen, die für die Organisatio­
nen von besonderem Interesse sind, Vertreter eingeladen. 
Die enge Zusammenarbeit umfaßt auch Konsultationen zu 
Fragen der internationalen Arbeit, insbesondere zur Unter­
stützung der Tätigkeit der Internationalen Vereinigung De­
mokratischer Juristen.

Die getroffene Vereinbarung ist zugleich Grundlage der 
direkten Zusammenarbeit zwischen den Bezirksvorständen 
der VdJ der DDR und den Wojewodschaftsleitungen der 
Brudörorganisation, die sich bereits seit Jahren gut ent­
wickelt hat.

Bei der Unterzeichnung des Dokuments war eine Dele­
gation des Hauptvorstandes der polnischen Juristenorgani­
sation anwesend. Sie informierte sich während ihres Auf­
enthalts in Berlin und im Bezirk Suhl über das neue Ar­
beitsgesetzbuch der DDR, über Erfahrungen bei der An­
wendung des neuen Zivilgesetzbuchs sowie über die Tätig­
keit der gesellschaftlichen Gerichte. Besonderes Interesse 
galt der rechtspropagandistischen Arbeit der Mitglieder der 
VdJ, vor allem in der Zusammenarbeit mit der URANIA.

Die Vertreter beider Organisationen verpflichteten sich, 
mit ihren Mitteln und Möglichkeiten die ideologischen und 
politischen Bande zwischen den Bürgern beider Länder 
zu stärken und die weitere Zusammenarbeit auf einem 
höheren Niveau fortzuführen.

Studiendelegation der VdJ 
weilte in Bulgarien
Unter Leitung ihres Präsidenten, Dr. H. Toeplitz, weilte 
Anfang Mai 1977 eine Freundschafts- und Studiendelegation 
der VdJ der DDR auf Einladung des Bulgarischen Juristen­
verbandes in Bulgarien. Die Delegation, der der Stellver­
treter des Generalsekretärs der VdJ, G. Rösner, der Vorsit­
zende des Bezirksvorstands Frankfurt (Oder), G. Heine, so­
wie das Mitglied des Zentralvorstands R. Hertel von der 
Bezirksorganisation Karl-Mäi-x-Stadt angehörten, hatte Ge­
legenheit, sich ausführlich über die Ausarbeitung eines 
neuen Zivilgesetzbuchs zu informieren. Weitere Schwer­
punkte bildeten Informationen über das neue Arbeitsgesetz­
buch Bulgariens, über die Arbeit der gesellschaftlichen Ge­
richte sowie über die Erfahrungen der Bruderorganisation 
bei der Propagierung des sozialistischen Rechts an den 
Volksuniversitäten, in Betrieben und in Wohngebieten.

Über die Arbeit der bulgarischen Bruderorganisation 
insgesamt wurde die Delegation durch Mitglieder des Exe­
kutivkomitees des Verbandes informiert; sie hatte außer­
dem Gelegenheit, mit Vertretern der Leitung der Juristen­
organisation der Stadt Gabrovo Erfahrungen auszutauschen.

Zu informativen Gesprächen wurde die Delegation, der 
sich der Präsident der bulgarischen Juristenorganisation, 
Prof. B. Spassov, besonders widmete, vom Generalstaats­
anwalt, vom Justizminister und vom Präsidenten des Ober­
sten Gerichts empfangen. Zu Problemen der Rechtspropa­
ganda, speziell über Erfahrungen an den Volksuniversitä­
ten, wurde die Übersendung von Artikeln vereinbart.

Um eine Verbesserung und Vertiefung der Zusammen­
arbeit zu gewährleisten, wird der Abschluß einer schrift­
lichen Vereinbarung vorbereitet. Dabei werden die Erfah­
rungen der Zusammenarbeit mit Organisationen anderer 
sozialistischer Länder zugrunde gelegt werden.


